Presseinfo der FWG zum Artikel : Bürgermeisterkandidatur Monika Beckmann SPD
Der Artikel zur Kandidatur von Frau Beckmann und die Aufforderung an Herrn BM Liebrecht zur vorzeitigen Amtsniederlegung ist  - ohne eine Wertung in Bezug auf die Fähigkeiten der genannten Personen  vornehmen zu wollen - aus unserer Sicht eine rein politische Aktion und nicht wie dargestellt eine Kostenfrage oder Einsparmöglichkeit.

Herr Liebrecht als derzeit gewählter BM ist - nach geltendem Recht - um es salopp zu formulieren wie ein Zeitarbeitnehmer für einen befristeten Zeitraum mit einem Arbeitsauftrag versehen worden. Die ihm zugesicherte oder zugestandene Arbeitszeit würde regulär erst im Herbst 2015 enden. Vorzeitige Beendigungen eines Arbeitsvertrages bringen in der Regel jedoch keine Kostenersparnis. 

Wenn Seitens der SPD nun die Forderung an den BM herangetragen wird, diesen „Zeitarbeitsvertrag“ vorzeitig zu kündigen, um parallel zur Kommunalwahl im Mai 2014 auch eine Bürgermeisterwahl durchführen zu können, ist nicht die Kostenersparnis sondern die politische Motivation ausschlaggebend für diese Forderung.
Wie eingangs erwähnt, wollen wir keine Bewertung der Fähigkeiten des amtierenden Bürgermeisters und seiner Herausforderin vornehmen, sehen es aber als unsere Pflicht an auf die Schieflage in der Argumentation hinzuweisen.

Es ist nämlich nicht so, dass unsere Stadt durch die Zusammenlegung der Wahlen und vorzeitigen Amtsaufgabe von Herrn Liebrecht Geld einsparen würde. Genau das Gegenteil könnte der Fall sein, 
weil im Falle eine Wahlsieges des Herausforderers / in:
Das Gehalt eins zu eins vom nachfolgenden Bürgermeister/ in ebenfalls in Anspruch genommen würde. Die dann dem bisherigen Amtsinhaber in voller Höhe zu zahlende Ruhestandspension für einen Zeitraum von ca. 1 ½ Jahren würde den angeblich möglichen Einsparbetrag von 42.000,00 € für einen Wahltermin im Herbst 2015 bei weitem überschreiten. Und da diese Tatsache jeder im Gesetz nachlesen kann, empfinden wir diese Aussage als Basisargumentation nicht richtig. 
Außerdem ist es so, dass zum regulären Zeitpunkt der BM- Wahl ebenfalls die Landratswahlen stattfinden. Folglich müsste auch der Landrat seine Amtszeit freiwillig verkürzen, damit keine Kosten für eine Wahl im Herbst 2015 entstehen würden.

Darüber hinaus muss noch berücksichtigt werden, dass sich die von der SPD für eine BM- Wahl im Herbst anfallende Summe von 42.000,00 € noch durch Landeszuschüsse – ebenfalls gesetzlich geregelt – reduzieren würde. Die Summe müsste bei Berücksichtigung der Erstattungen auf ca. 25.000,00 € reduziert werden. 

Lediglich für den Fall das Frau Beckmann Herrn Liebrecht bei einer vorzeitigen Amtsaufgabe seinerseits – in einem vorgezogenen Wahltermin - nicht ablösen und dieser weiter im Amt bleiben würde, würde für die Stadt eine Ersparnis eintreten. Denn dann könnte die laufende Amts- / Arbeitsvertragszeit mit der neuen Amtszeit ab Mai 2014 verrechnet werden.

In diesem und nur in diesem Fall hätte der Bürger in Lage eine Ersparnis zu erwarten.

Getoppt werden könnte die Ersparnis dann noch dadurch, dass der Landrat wie zuvor erwähnt ebenfalls vorzeitig sein Amt für Neuwahlen zur Verfügung stellt. Denn dann müssten im Herbst 2015 gar keine Wahlen stattfinden und auch der Kreis könnte ebenfalls durch die Amtszeitverschiebung richtig sparen.

- Voraussetzung für die möglichen Einsparungen ist aber immer, dass der Herausforder/ in dem jetzigen Amtsinhaber unterliegen würde - 

Egal aus welchem politischen Lager sich Kandidaten für eine Wahl nominieren lassen, eine Kandidatur auf eine Fehlinformation des Bürgers aufzubauen und zu begründen, kann unserer Auffassung nach nicht zielführend sein. Und dass Seitens der SPD oder von Frau Beckmann, das angestrebte Ziel nicht die Amtsübernahme sonden die vorkalkulierte Wahlniederlage ist, können wir uns nicht vorstellen.       
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